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Vorwort 

Angesichts der kaum noch zu übersehenden Literatur zur Rechtslage 
Deutschlands, die kein Problem unbehandelt und unbeantwortet läßt, 
wird man sich nach Sinn und Aufgabe eines weiteren Werkes zu diesem 
Rechtsgebiet fragen. Ziel der vorliegenden Arbeit soll es sein, nach 
Grundlagenvertrag, Grundlagenvertragsurteil und ersten Folgeverein-
barungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik eine kritische Bilanz zu ziehen. Ferner sollen 
verschiedene Ansätze für die zukünftige Entwicklung des innerdeutschen 
Verhältnisses aufgezeigt werden. Dabei wurde versucht, das eigene poli-
tische Vorverständnis- soweit man dies überhaupt kann- nicht in die 
Entscheidungen einfließen zu lassen, um zu möglichst objektiven Ergeb-
nissen zu kommen. Daß dies nicht immer gelungen ist, wird nicht ver-
kannt. Aufgrund des methodischen Ansatzes werden manche der gefun-
denen Ergebnisse Kritik hervorrufen, eine Kritik, die durchaus beab-
sichtigt ist. Denn nur durch eine konstruktive Kritik ist es möglich, im 
Abwägen der verschiedenen Argumente die bestmögliche Lösung für 
die Zukunft Deutschlands zu finden. Inwieweit diese Lösung dann einer 
Umsetzung in die politische Realität des innerdeutschen Alltags zuge-
führt werden kann, ist eine Sache der- nicht immer kontinuierlichen-
Politik, die nach anderen Maßstäben entscheiden muß als die Rechts-
wissenschaft. 

Die vorliegende Untersuchung stPllt meine überarbeitete Dissertation 
dar, die dem Fachbereich Rechtswissenschaft der Universität Tübingen 
im Herbst 1974 vorgelegt wurde. Literatur, Rechtsprechung sowie die wei-
tere Entwicklung der innerdeutschen Beziehungen bis einschließlich Juni 
1975 sind eingearbeitet worden. 

Nur durch die Unterstützung von mehreren Seiten war es mir möglich, 
die Arbeit zu vollenden und zu veröffentlichen. An erster Stelle möchte 
ich hier meinem verehrten Lehrer und Doktorvater, Herrn Prof. Dr. 
Themas Oppermann, danken für seinen Rat und seine Hilfe, und der es 
mir auch ermöglichte, daß die Dissertation in die Reihe "Tübinger 
Schriften zum internationalen und europäischen Recht" aufgenommen 
wurde. Weiter möchte ich meinen Dank Herrn Dr. Hans Heinrich Mahnke 
aussprechen, der mir manchen Weg für die Bearbeitung der praktischen 
Probleme des innerdeutschen Verhältnisses aufzeigte. 
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Den größten Dank aber schulde ich meiner Ehefrau, die nicht nur die 
mit der Erstellung der Arbeit verbundenen Belastungen ertrug, sondern 
mir auch immer wieder aufmunternd zur Seite stand. Bei der Anferti-
gung des Manuskripts war sie eine unerläßliche Hilfe. 

Schließlich möchte ich mich auch noch bei Herrn Ministerialrat a. D. 
Dr. J. Broermann dafür bedanken, daß er die Dissertation in das Pro-
gramm seines Verlages aufgenommen hat. 

Tübingen, im Juli 1975 
Kay-Michael Wilke 
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Einleitung 

Im Oktober 1944 erschien in der führenden amerikanischen Zeitschrift 
für Völkerrecht, dem American Journal of International Law, ein kurzer 
Aufsatz von Kelsen1• Er befaßt sich darin mit der von ihm als sicher ange-
nommenen bedingungslosen Kapitulation Deutschlands und deren recht-
lichen Folgen. Fast genau 29 Jahre danach verkündet das oberste bun-
desdeutsche Gericht, das Bundesverfassungsgericht, am 31. 7. 1973 seine 
Entscheidung zum Grundvertrag zwischen der BRD und der DDR2, in 
der es sich mit der Rechtslage Deutschlands nach 1945 befassen mußte. 
Kam Kelsen3 zu dem Ergebnis, daß das Deutsche Reich untergehen 
müsse, so stellt das BVerfG fest, daß es weiterexistiere4• Beide nehmen 
mit ihren Aussagen zu dem Vorgang der militärischen Kapitulation der 
deutschen Wehrmacht am 7. 5. 1945 in Reims und 8. 5. 1945 in Berlin-
Karlshorst Stellung. Zwischen dem Aufsatz von Kelsen und dem Urteil 
des BVerfG liegt eine Zeitspanne, in der sich eine nicht mehr zu über-
blickende Literatur zur Rechtslage Deutschlands entwickelte. Es wurde 
das zentrale Thema der deutschen, vor allem aber der bundesdeutschen 
Staats- und Völkerrechtsliteratur. Eine Übersicht bieten die verschiede-
nen Teilbibliographien, die seit 1960 erschienen sind5• 

Weit mehr als nach 1918 wurde die objektive Klärung der Rechtsla5e 
Deutschlands durch politische Wunschvorstellungen und Absichten be-
hindert. Allerdings beruhte dies in erster Linie auf der Bipolarisierung 
der Welt in ein nicht kommunistisches und in ein kommunistisches Lager 
in der Zeit des sog. kalten Krieges von 1945 bis Anfang der sechziger 
Jahre6• Während dieser Phase haben beide Seiten in einer unglücklichen 
Weise Politik und Recht vermengt, um dann unter Zuhilfenähme des 
jeweiligen Rechts meist unverhohlen politische Ziele zu verfolgen. Erst 
die Mitte der sechziger Jahre einsetzende Entspannung zwischen den 
Repräsentanten beider Lager, USA und UdSSR, ermöglichte auch eine 

1 AJIL Vol. 38, S. 689 ff. 
2 BVerfGE 36, 1 ff. 
3 AJIL Vol. 38, S. 692. 
4 BVerfGE 36, 1, 16. 
s Rauschning, Gesamtverfassung, S. 117 ff.; ders., Bibliographie, S . 62 ff.; 

v. Münch, S. 571 ff.; Kieler Symposium, S. 327 ff.; Gascard, Bibliographie, 
&Mft . 

6 N oack, S. 94. 
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Entkrampfung des deutsch-deutschen Verhältnisses, das unlösbar mit 
dem politischen Schicksal der jeweiligen Führungsmacht verbunden ist. 

In der Entwicklung von einzelnen Theorien zum rechtlichen Schicksal 
Deutschlands nach 1945 trat ungefähr Ende der fünfziger Jahre eine 
Beruhigung ein7, da alle Möglichkeiten durchgespielt waren. Es begann 
die zweite Phase der bundesdeutschen Staats- und Deutschlandrechts-
literatur, die gekennzeichnet ist von der Zusammenfassungs der Meinun-
gen. Die regierungsamtliche These des Fortbestandes des Deutschen Rei-
ches, 1949 begründet9, stand außer jedem Zweifel. Außenpolitisch wurde 
ihr mit dem zweifelhaften Instrument der Hallstein-DoktrinNachdruck 
verliehen. 

Zeigte schon die Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen mit 
Jugoslawien im Jahre 1968 eine gewisse Kursänderung in der Politik, 
so brachte die Bundestagswahl1969 und der damit verbundene politische 
Richtungswechsel die entscheidende Zäsur10• Alles, was nun in Politik 
und Wissenschaft nachfolgte, ist vor dem Hintergrund der Regierungs-
erklärung 1969 zu sehen. Das dort abgegebene Anerkenntnis, daß die 
DDR ein Staat sei, leitete die deutsche Ostpolitik und die dritte Phase 
in der deutschlandrechtlichen Literatur ein, deren Merkmale das Über-
denken der bisherigen Positionen und die Suche nach einem neuen Selbst-
verständnis der BRD sind. Die Ostverträge von Moskau, Warschau und 
Prag sowie das Vier-Mächte-Abkommen und die Vereinbarungen mit 
der DDR haben eine Unzahl von Aufsätzen, Monographien und Büchern 
hervorgebracht, deren Kernfrage immer wieder die Frage nach der 
Rechtslage der beiden deutschen Staaten war. Hinzu kam in der politi-
schen und wissenschaftlichen Diskussion die Deutsche Frage, gestellt als 
Frage nach der Deutschen Nation11 • Ausgelöst wurde diese Erörterung 
durch die von der Bundesregierung stark betonte "Einheit der Nation"12, 

die als Brücke über den Graben der deutschen Teilung13 oder Spaltung14 

eine Annäherung und sogar die Wiedervereinigung ermöglichen soll. 

7 Die letzte neue Theorie stammt von Marschall von Bieberstein, der die 
Bürgerkriegs- oder Prätendententheorie begründete (Marschall von Bieber-
stein, S . 127 ff.). 

8 Schuster hat mit seinem Buch die umfassende Zusammenfassung vorgelegt. 
9 Bundeskanzler Adenauer am 21. 10. 1949 vor dem Bundestag (Text nach 

v. Münch, S. 202 ff.). 
10 Oppermann, EA 1971, S. 83. 
11 Schweigler, S. 9. 
12 Regierungserklärung vom 28. 10. 1969 (Texte, Bd. IV, S. 9 ff., S. 12), die 

von der Wahrung der Einheit der Nation durch Entkrampfung spricht. 
13 Der westdeutsche Terminus für die Tatsache der zwei Staaten in Deutsch-

land (Sontheimer I Bleek, S. 23). 
14 Der ostdeutsche Terminus (Sontheimer I Bleek, S. 23). 
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Knapp vier Jahre bestand sowohl zu dem einen als auch dem anderen 
Problem eine fast babylonische Verwirrung der Meinungen und Theo-
rien, da auch die Bundesregierung die Entscheidung in der einen oder 
anderen Richtung nicht fällen wollte oder konnte. Erst das BVerfG löste 
mit seiner Grundvertragsentscheidung den "gordischen Knoten" der 
Rechtslage Deutschlands. Aber mit seiner kategorischen Feststellung, daß 
das Deutsche Reich von 1867 nicht nur die militärische Kapitulation, son-
dern auch die Organisation der BRD und der DDR überlebt habe, gab es 
keine völlig zufriedenstellende Antwort. Denn unklar blieb, auf welche 
Weise es weiterexistiert. Nicht nur in diesem Punkt wurde der äußere 
Druck auf das Gericht spürbar, zeigte sich die, nach dem Inkrafttreten 
des Grundvertrages keineswegs mehr angebrachte, Hast und wurde der 
damit verbundene, zwangsläufig grobflächige Raster der Gründe für den 
aufmerksamen Leser sichtbar. Die innerdeutschen Beziehungen und der 
innerdeutsche Handel, die gegenseitige Anerkennung und die Deutsche 
Frage, all diese Probleme wurden zwar von dem Gericht erörtert, aber 
die Antworten, die die Gründe des Urteils auf diese und andere Fragen 
geben sollten und geben, stellen sich im Vergleich zu den teilweise um-
fangreichen Erörterungen in der wissenschaftlichen Literatur nicht um-
fassend genug dar. 

Statt einer Klärung hat die Entscheidung neue Fragen aufgeworfen, 
was die seit dem 31. 7. 1973 erschienene Fachliteratur in der BRD und 
auch der DDR vor Augen führt. Grundproblem blieb weiterhin, was mit 
dem Deutschen Reich nach 1945 geschah. Von der Beantwortung dieser 
auch nach Grundvertrag und Grundvertragsurteil aktuellen Frage hängt 
die Lösung aller weiteren Probleme innerdeutscher Beziehungen ab, die 
seit den ersten deutsch-deutschen Vereinbarungen um einige neue Va-
rianten wie etwa Fluchthilfe oder Ständige Vertretungen bereichert 
wurden. Das Völkerrecht und das deutsche Staatsrecht können dabei zwar 
den maximalen Lösungsrahmen aufzeigen, aber allein die politische Ent-
scheidung und der durch die Integration in das jeweilige ideologische 
System noch offene Spielraum werden in letzter Konsequenz für die 
Rechtslage Deutschlands, deren Lösung und die Zukunft von BRD und 
DDR verantwortlich zeichnen. 


